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dem Übersichtsplan Nr. 2 dargestellt ist.
Der Übersichtsplan ist Bestandteil dieser
Widmungsverfügung. Die Verkehrsfläche
wird als Gemeindestraße eingestuft.

Gegen diese Widmung ist die Klage zu-
lässig. Die Klage kann innerhalb eines
Monats vom Tag dieser Bekanntmachung
an beim Verwaltungsgericht in Münster
(Postanschrift: Postfach 8048, 48043
Münster / Hausanschrift: Piusallee 38,
48147 Münster) schriftlich oder zur Nie-

Öffentliche Bekanntmachungen

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW
Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird die im Eigentum der Stadt
Münster stehende Seitenstraße des
Sentmaringer Weges von Hausnummer
110a bis zur Wörthstraße bei Hausnum-
mer 16 dem öffentlichen Straßenverkehr
gewidmet. Die als Rad- und Fußweg
dargestellte Straßenfläche wird nur für
den öffentlichen Radfahrer- und Fußgän-
gerverkehr und für die Zufahrt der Anlie-
ger zu den privaten Kfz-Stellplätzen ge-
widmet.

Die Widmungen beziehen sich auf die
Straßenflächen, die in dem Übersichts-
plan Nr. 1 dargestellt sind. Der Über-
sichtsplan ist Bestandteil dieser Wid-
mungsverfügung. Die Verkehrsflächen
werden als Gemeindestraße eingestuft.

Gegen diese Widmung ist die Klage zu-
lässig. Die Klage kann innerhalb eines
Monats vom Tag dieser Bekanntmachung
an beim Verwaltungsgericht in Münster
(Postanschrift: Postfach 8048, 48043
Münster / Hausanschrift: Piusallee 38,
48147 Münster) schriftlich oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle erhoben werden.

Münster, den 27. April 2009

Der Oberbürgermeister
I. V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW
Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird das im Eigentum der Stadt
Münster stehende Teilstück der Straße
Hohe Geest bis zur Einmündung in die
Westfalenstraße dem öffentlichen
Straßenverkehr gewidmet. Die Widmung
bezieht sich auf die Straßenfläche, die in

Übersichtsplan Nr. 1
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bahnbrücke dem öffentlichen Straßen-
verkehr gewidmet. Die Widmung bezieht
sich auf die Straßenfläche, die in dem
Übersichtsplan Nr. 4 dargestellt ist. Der
Übersichtsplan ist Bestandteil dieser
Widmungsverfügung. Die Verkehrsfläche
wird als Gemeindestraße eingestuft.

Gegen diese Widmung ist die Klage zu-
lässig. Die Klage kann innerhalb eines
Monats vom Tag dieser Bekanntma-
chung an beim Verwaltungsgericht in
Münster (Postanschrift: Postfach 8048,
48043 Münster / Hausanschrift: Piusallee
38, 48147 Münster) schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle erhoben werden.

Münster, den 27. April 2009

Der Oberbürgermeister
I. V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW
Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW werden folgende im Eigentum der
Stadt Münster stehende Straßen gewid-
met:

Lippstädter Straße
Vom Albersloher Weg bis vor den Bah-
nübergang der Westfälischen Landesei-
senbahn am Anfang des Industrieweges.

Industrieweg
Beginnend vor dem Bahnübergang der
Westfälischen Landeseisenbahn an der
Lippstädter Straße bis zur Robert-Bosch-
Straße einschließlich der Straßenfläche
unter der Brücke der Umgehungsstraße
B51.

Königsweg
Von der Hammer Straße bis zum Indus-
trieweg einschließlich des Rad- und Fuß-
weges zwischen der Scheibenstraße und
dem Dahlweg und einschließlich der
Straßenflächen unter den Eisenbahn-
brücken. Der Rad- und Fußweg wird nur
für den öffentlichen Radfahrer- und Fuß-
gängerverkehr gewidmet.

Die Widmungen beziehen sich auf die
Straßenflächen, die in dem Übersichts-
plan Nr. 5 dargestellt sind. Der Über-
sichtsplan ist Bestandteil dieser Wid-
mungsverfügung. Die Straßen werden
als Gemeindestraßen eingestuft.

Gegen diese Widmungen ist die Klage
zulässig. Die Klage kann innerhalb eines
Monats vom Tag dieser Bekanntmachung
an beim Verwaltungsgericht in Münster
(Postanschrift: Postfach 8048, 48043
Münster / Hausanschrift: Piusallee 38,

derschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle erhoben werden.

Münster, den 27. April 2009

Der Oberbürgermeister
I. V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW

Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird der im Eigentum der Stadt
Münster stehende Parkplatz und Markt-
platz an der Brockmannstraße dem
öffentlichen Straßenverkehr gewidmet.

Die Widmung bezieht sich auf die
Straßenfläche, die in dem Übersichtsplan
Nr. 3 dargestellt ist. Der Übersichtsplan
ist Bestandteil dieser Widmungsverfü-
gung.

Die Verkehrsfläche wird als Gemeinde-
straße eingestuft.

Gegen diese Widmung ist die Klage zu-
lässig. Die Klage kann innerhalb eines
Monats vom Tag dieser Bekanntmachung
an beim Verwaltungsgericht in Münster
(Postanschrift: Postfach 8048, 48043
Münster / Hausanschrift: Piusallee 38,
48147 Münster) schriftlich oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle erhoben werden.

Münster, den 27. April 2009

Der Oberbürgermeister
I. V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW
Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird die im Eigentum der Stadt
Münster stehende Straße Im Dahl von
der Straße Hohe Geest bis zur Eisen-

Übersichtsplan Nr. 2
Übersichtsplan Nr. 3



Amtsblatt Nr. 8 vom 8. 5. 2009 63

Übersichtsplan Nr. 4

48147 Münster) schriftlich oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle erhoben werden.

Münster, den 27. April 2009

Der Oberbürgermeister
I. V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Einziehung einer öffentlichen
Straßenfläche

Die Stadt Münster beabsichtigt, einer
Teilfläche der Wolbecker Straße vor
Hausnummer 284 die Eigenschaft von
öffentlichen Straßen zu entziehen. Auf
dem vorhandenen Parkstreifen sollen drei
Stellplätze für die Einrichtung von drei
privaten Kfz-Stellplätzen (Stadtteilautos)
zur Verfügung gestellt werden. Die Flä-
che ist in dem Übersichtsplan Nr. 6 grau
dargestellt.

Die Absicht der Einziehung wird hiermit
gemäß § 7 StrWG NW bekanntgegeben.
Planunterlagen mit der Darstellung der
einzuziehenden Straßenfläche liegen bei
der Stadtverwaltung Münster aus. Sie

können innerhalb von drei Monaten vom
Tage dieser Bekanntmachung an im Ver-
messungs- und Katasteramt, Stadthaus
3, Albersloher Weg 33, Raum E109, wäh-
rend der Dienststunden eingesehen wer-
den. Einwendungen gegen die Einziehung
können schriftlich erhoben oder zur Nie-
derschrift erklärt werden.

Münster, den 27. April 2009

Der Oberbürgermeister
I. V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Übersichtsplan Nr. 6
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Übersichtsplan Nr. 5
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Übersichtsplan Nr. 6



Haushaltssatzung der
Stadt Münster für das
Haushaltsjahr 2009
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Wes-
tfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. 7. 1994 (GV. NRW. S. 666),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. 6.
2008 (GV. NRW. S. 514), hat der Rat der
Stadt Münster mit Beschluss vom 25. 3.
2009 folgende Haushaltssatzung erlas-
sen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr
2009, der die für die Erfüllung der Aufga-
ben der Gemeinde voraussichtlich anfal-
lenden Erträge und entstehenden Auf-
wendungen sowie eingehenden Einzah-
lungen und zu leistenden Auszahlungen
und notwendigen Verpflichtungsermäch-
tigungen enthält, wird

im Ergebnisplan mit

Gesamtbetrag der Erträge auf
730.635.360 €

Gesamtbetrag der Aufwendungen auf
775.792.410 €

im Finanzplan mit

Gesamtbetrag der Einzahlungen
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf

680.290.570 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf

702.094.850 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus
der Investitionstätigkeit und der Finan-
zierungstätigkeit auf

94.233.510 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus
der Investitionstätigkeit und der
Finanzierungstätigkeit auf

118.104.310 €

festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren
Aufnahme im Haushaltsjahr 2009 zur
Finanzierung von Investitionen erforder-
lich ist, wird auf

47.392.600 € (ohne Umschuldungen)

festgesetzt.

Die Verwaltung wird ermächtigt, im Rah-
men der Kreditfinanzierung im laufenden
Haushaltsjahr ergänzende Verträge zur
Optimierung der Zinsstruktur und zur
Begrenzung von Zinsänderungsrisiken
abzuschließen (z.B. Derivate). Dabei wird
das Vertragsvolumen im Bereich der
Fremdwährung (Schweizer Franken) auf
15 % und der variablen Abschlüsse -
insoweit sie nicht abgesichert sind – auf

30 % des Schuldenstandes zum
Jahresende begrenzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen, der zur Leistung von
Investitionsauszahlungen in künftigen
Jahren erforderlich ist, wird auf

33.023.870 €

festgesetzt.

§ 4

Die Verringerung der Ausgleichsrück-
lage zum Ausgleich des Ergebnisplans
wird auf

45.157.050 €

festgesetzt.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur
Liquiditätssicherung in Anspruch ge-
nommen werden dürfen, wird auf

125.000.000 €

festgesetzt.

§ 6

Die Steuersätze für die Gemeindesteu-
ern für das Haushaltsjahr 2009 werden
für die

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebe
(Grundsteuer A) auf 210 v. H.

1.2 für die Grundstücke
(Grundsteuer B) auf 420 v. H.

2. Gewerbesteuer auf 440 v. H.

festgesetzt.

§ 7

(1) Die im Stellenplan ausgewiesenen
Stellenvermerke "künftig wegfallend" (kw)
oder "künftig umzuwandeln" (ku) haben
nachstehende Rechtsfolgen:

1. kw-Vermerk

1.1 Ist ein an einer Planstelle angebrach-
ter kw-Vermerk mit einem Termin ver-
sehen, entfällt die Stelle zu dem an-
gegebenen Zeitpunkt.

1.2 Ist ein Termin nicht angegeben, ent-
fällt die Stelle mit der Erledigung der
Aufgabe oder mit dem Ausscheiden
des Stelleninhabers.

2. ku-Vermerk

2.1 Ist eine Planstelle mit einem ku-Ver-
merk unter Angabe des künftigen
Stellenwertes versehen, ändert sich
die Bewertung mit dem Zeitpunkt des
Freiwerdens der Stelle auf diesen
Stellenwert.

2.2 Fehlt bei einer mit einem ku-Vermerk
versehenen Stelle die Angabe des
künftigen Stellenwertes, ist der
Stellenwert nach Freiwerden der
Stelle neu festzusetzen.

(2) Ist im Stellenplan bei einer Besoldungs-
gruppe ein ku-Vermerk gem. § 5 Abs. 1
der Verordnung zur Festsetzung besonde-
rer Stellenobergrenzen im kommunalen
Bereich (Stellenobergrenzenverordnung
- StOV-Gem. -) vom 10. 5. 2005 ange-
bracht, ist jede dritte freiwerdende Stelle
dieser Besoldungsgruppe in eine Stelle
der nächstniedrigeren Besoldungsgruppe
oder in eine Stelle für tariflich Beschäftigte
umzuwandeln.

§ 8

Über die Aufhebung der im Haushalts-
plan angebrachten Sperrvermerke ent-
scheidet der Ausschuss für Finanzen,
Beteiligungen und Liegenschaften nach
Vorberatung in den betroffenen Bezirks-
vertretungen und in den Fachausschüs-
sen, soweit der Rat dieses Recht nicht
auf diese delegiert hat.

§ 9

(1) Flexible Haushaltsführung

1.1 Alle Personal- und Versorgungsauf-
wendungen werden zu einem Budget
verbunden. Alle Personal- und Ver-
sorgungsauszahlungen werden für
deckungsberechtigt gegenüber allen
zahlungswirksamen Personal- und
Versorgungsaufwendungen erklärt.

1.2 Alle weiteren Aufwendungen und die
Erträge werden jeweils innerhalb einer
Produktgruppe zu Budgets verbun-
den. Sofern einem Amt mehrere Pro-
duktgruppen zugeordnet sind, kön-
nen die in Satz 1 genannten Aufwen-
dungen und Erträge dieser Produkt-
gruppen zu einem Budget zusam-
mengefasst werden. Ausgenommen
sind Aufwendungen, denen zweckge-
bundene Erträge gegenüberstehen.

1.3 Mehrerträge berechtigen innerhalb
der einzelnen Produktgruppen zu
Mehraufwendungen.

1.4 Alle investiven Ein- und Auszahlun-
gen werden jeweils innerhalb einer
Produktgruppe zu Budgets verbun-
den. Sofern einem Amt mehrere Pro-
duktgruppen zugeordnet sind, kön-
nen die in Satz 1 genannten Ein- und
Auszahlungen dieser Produktgruppen
zu einem Budget zusammengefasst
werden. Ausgenommen sind Auszah-
lungen, denen zweckgebundene Ein-
zahlungen gegenüberstehen.

1.5 Investive Mehreinzahlungen berechti-
gen innerhalb der einzelnen Produkt-
gruppen zu investiven Mehrauszah-
lungen.
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1.6 Die Bewirtschaftung der Budgets
darf nicht zu einer Verschlechterung
des Zahlungsmittelsaldos aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit führen.

1.7 Alle Verpflichtungsermächtigungen
können innerhalb einer Produktgrup-
pe zu Verpflichtungsbudgets verbun-
den werden. Sofern einem Amt meh-
rere Produktgruppen zugeordnet
sind, können die in Satz 1 genannten
Verpflichtungsermächtigungen zu
einem Verpflichtungsbudget zusam-
mengefasst werden.

1.8 Spezifische Regelungen zur Umset-
zung der flexiblen Haushaltsführung
werden durch die Stadtkämmerin
festgesetzt.

(2) Übertragbarkeit

Ermächtigungen für Aufwendungen und
Auszahlungen können durch Entschei-
dung der Stadtkämmerin übertragen
werden.

§ 10

Werden Zweckzuweisungen von Bund,
Land oder anderen Gebietskörperschaf-
ten gegenüber den in den Haushaltsplan
der Stadt Münster eingestellten Ansätzen
verringert bzw. gestrichen, so reduziert
sich in gleichem Umfang die für den Zu-
wendungszweck bestehende Aufwands-
und Auszahlungsermächtigung. Ausnah-
men bedürfen eines Ratsbeschlusses.

Bekanntmachung der
Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für
das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht. Nach § 80
Abs. 5 Satz 3 der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
darf die Haushaltssatzung frühestens
einen Monat nach der Anzeige bei der
Aufsichtsbehörde öffentlich bekannt
gemacht werden. Die vom Rat beschlos-
sene Haushaltssatzung mit ihren Anlagen
wurde der Bezirksregierung Münster mit
Schreiben vom 2. 4. 2009 angezeigt.

Gemäß § 80 Abs. 6 GO NRW in Ver-
bindung mit § 96 Abs. 2 GO NRW wird
die Haushaltssatzung für das Haushalts-
jahr 2009 mit ihren Anlagen bis zum
31. Dezember 2011 beim Amt für Finan-
zen und Beteiligungen, Klemensstraße 10,
48143 Münster, zur Einsichtnahme ver-
fügbar gehalten.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 GO NRW wird hingewiesen. Diese Be-
stimmung lautet wie folgt:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs-

pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.“

Münster, den 8. Mai 2009

Dr. Tillmann
Oberbürgermeister

Bekanntmachung über das Recht
auf Einsicht in das Wählerverzeich-
nis und die Erteilung von Wahl-
scheinen für die Wahl zum Euro-
päischen Parlament am 7. Juni
2009

1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl zum
Europäischen Parlament für die Ge-
meinde - die Wahlbezirke der kreis-
freien Stadt Münster wird in der Zeit
vom 18. Mai 2009 bis 22. Mai 2009
während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten im Wahlamt, Stadthaus 1,
Stadthaussaal, Eingang Platz des
Westfälischen Friedens, für Wahlbe-
rechtigte zur Einsichtnahme bereit
gehalten.

Jede/-r Wahlberechtigte/-r kann die
Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu
ihrer/seiner Person im Wählerverzeich-
nis eingetragenen Daten überprüfen.
Sofern ein/-e Wahlberechtigte/-r die
Richtigkeit oder Vollständigkeit der
Daten von anderen im Wählerverzeich-
nis eingetragenen Personen überprü-
fen will, hat sie/er Tatsachen glaubhaft
zu machen, aus denen sich eine Un-
richtigkeit oder Unvollständigkeit des
Wählerverzeichnisses ergeben kann.
Das Recht auf Überprüfung besteht
nicht hinsichtlich der Daten von Wahl-
berechtigten, für die im Melderegister
ein Sperrvermerk gemäß den § 21
Abs. 5 des Melderechtsrahmengeset-
zes entsprechenden Vorschriften der
Landesmeldegesetze eingetragen ist.

Das Wählerverzeichnis wird im auto-
matisierten Verfahren geführt. Die
Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich.

Wählen kann nur, wer in das Wähler-
verzeichnis eingetragen ist oder
einen Wahlschein hat.

2. Wer das Wählerverzeichnis für un-
richtig oder unvollständig hält, kann
in der Zeit vom 20. Tag bis zum 16.
Tag vor der Wahl, spätestens am

22. Mai 2009 bis 18.00 Uhr,

bei der Stadt Münster, Wahlamt,
Klemensstraße 10, 48147 Münster,

Einspruch einlegen.

Der Einspruch kann schriftlich oder
durch Erklärung zur Niederschrift
eingelegt werden.

3. Wahlberechtigte, die in das Wähler-
verzeichnis eingetragen sind, erhal-
ten bis spätestens zum 17. Mai 2009
eine Wahlbenachrichtigung.

Wer keine Wahlbenachrichtigung er-
halten hat, aber glaubt, wahlberech-
tigt zu sein, muss Einspruch gegen
das Wählerverzeichnis einlegen,
wenn sie/er nicht Gefahr laufen will,
dass sie/er ihr/sein Wahlrecht nicht
ausüben kann.

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag
in das Wählerverzeichnis eingetragen
werden und die bereits einen Wahl-
schein und Briefwahlunterlagen be-
antragt haben, erhalten keine Wahl-
benachrichtigung.

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an
der Wahl in der kreisfreien Stadt
Münster durch Stimmabgabe in ei-
nem beliebigen Wahlraum dieser
kreisfreien Stadt oder durch Brief-
wahl teilnehmen.

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag

5.1 ein/-e in das Wählerverzeichnis ein-
getragene/-r Wahlberechtigte/-r,

5.2 ein/-e nicht in das Wählerverzeichnis
eingetragene/-r Wahlberechtigte/-r,

a) wenn sie/er nachweist, dass sie/er
ohne ihr/sein Verschulden die An-
tragsfrist auf Aufnahme in das
Wählerverzeichnis bei Deutschen
nach § 17 Abs. 1 der Europawahl-
ordnung, bei Unionsbürgern nach
§ 17 a Abs. 2 der Europawahlord-
nung bis zum 17. Mai 2009 oder
die Einspruchsfrist gegen das Wäh-
lerverzeichnis nach § 21 Abs. 1
der Europawahlordnung bis zum
22. Mai 2009 versäumt hat,

b) wenn ihr/sein Recht auf Teilnahme
an der Wahl erst nach Ablauf der
Antragsfrist bei Deutschen nach



§ 17 Abs. 1 der Europawahlord-
nung, bei Unionsbürgern nach
§ 17 a Abs. 2 der Europawahlord-
nung oder der Einspruchsfrist
nach § 21 Abs. 1 der Europawahl-
ordnung entstanden ist,

c) wenn ihr/sein Wahlrecht im Ein-
spruchsverfahren festgestellt wor-
den und die Feststellung erst
nach Abschluss des Wählerver-
zeichnisses zur Kenntnis der Ge-
meindebehörde gelangt ist.

Wahlscheine können von in das Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Wahl-
berechtigten bis zum 5. Juni 2009,
18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde
mündlich, schriftlich oder elektronisch
beantragt werden.

Im Falle nachweislich plötzlicher Er-
krankung, die ein Aufsuchen des
Wahlraums nicht oder nur unter nicht
zumutbaren Schwierigkeiten möglich
macht, kann der Antrag noch bis zum
Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden.

Versichert ein/-e Wahlberechtigte/-r
glaubhaft, dass ihr/ihm der beantrag-
te Wahlschein nicht zugegangen ist,
kann bis zum Tage vor der Wahl,
12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein er-
teilt werden.

Nicht in das Wählerverzeichnis einge-
tragene Wahlberechtigte können aus
den unter 5.2 Buchstabe a) bis c)
angegebenen Gründen den Antrag
auf Erteilung eines Wahlscheines
noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr,
stellen.

Wer den Antrag für eine andere Per-
son stellt, muss durch Vorlage einer
schriftlichen Vollmacht nachweisen,
dass sie/er dazu berechtigt ist. Ein/-e
behinderte/-r Wahlberechtigte/-r kann
sich bei der Antragstellung der Hilfe
einer anderen Person bedienen.

6. Mit dem Wahlscheinantrag erhält
die/der Wahlberechtigte

- einen amtlichen Stimmzettel,
- einen amtlichen blauen Stimmzet-

telumschlag
- einen amtlichen, mit der Anschrift,

an die der Wahlbrief zurückzusen-
den ist, versehenen roten Wahlbrief-
umschlag und

- ein Merkblatt für die Briefwahl.

Die Abholung von Wahlschein und
Briefwahlunterlagen für eine andere
Person ist nur im Falle einer plötz-
lichen Erkrankung zulässig, wenn die
Berechtigung zur Empfangnahme der
Unterlagen durch Vorlage einer
schriftlichen Vollmacht nachgewiesen
wird und die bevollmächtigte Person
nicht mehr als vier Wahlberechtigte

vertritt; dies hat sie der Gemeindebehör-
de vor Empfangnahme der Unterlagen
schriftlich zu versichern. Auf Verlangen
hat sich die bevollmächtigte Person aus-
zuweisen.

Bei der Briefwahl muss die/der Wähler/-in
den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und
dem Wahlschein so rechtzeitig an die an-
gegebene Stelle absenden, dass der
Wahlbrief dort spätestens am Wahltage
bis 18.00 Uhr eingeht.

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bunde-
srepublik Deutschland ohne besondere
Versendungsform ausschließlich von der
Deutschen Post AG unentgeltlich beför-
dert. Er kann auch bei der auf dem Wah-
brief angegebenen Stelle abgegeben
werden.

Münster, den 4. Mai 2009

Der Oberbürgermeister
I. V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Anmeldung von Eigentumsrechten
Folgende beim Amt für Bürgerangelegen-
heiten – Fundbüro – abgegebene und
heute noch lagernde Fundsachen sollen
nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewah-
rungsfrist am 8. 5. 2009 versteigert wer-
den:

Fahrräder und Mopeds

Zur Vermeidung von Rechtsverlusten
werden die Empfangsberechtigten gem.
der §§ 976 und 980 BGB aufgefordert,
ihre Rechte bis zum 7. 5. 2009 beim Amt
für Bürgerangelegenheiten der Stadt
Münster, Klemensstr. 10, Zimmer 159,
während der Dienststunden montags bis
donnerstags von 8 Uhr bis 18 Uhr, frei-
tags und samstags von 8 Uhr bis 12 Uhr
anzumelden.

Münster, den 9. April 2009

Der Oberbürgermeister
I. A.

Meyer

Versteigerung von Fundsachen
Am Freitag, den 8. 5. 2009, werden in
der Auktionshalle auf dem Gelände der
Halle Münsterland die gem. § 976 BGB
in das Eigentum der Stadt Münster über-
gegangene Fundsachen meistbietend
öffentlich, jedoch nicht unter Taxwert,
gegen Barzahlung versteigert, und zwar

10 Uhr: Fahrräder und Mopeds

Parkmöglichkeiten befinden sich an der
Fundfahrradstation.

Die Fundfahrradstation ist am Versteige-
rungstag für den normalen Publikums-
verkehr geschlossen.

Münster, den 9. April 2009

Der Oberbürgermeister
I. A.

Meyer

Anmeldung von Eigentumsrechten

Folgende beim Amt für Bürgerangele-
genheiten – Fundbüro – abgegebene und
heute noch lagernde Fundsachen sollen
nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewah-
rungsfrist am 19. 6. 2009 versteigert wer-
den:

Fahrräder und Mopeds

Zur Vermeidung von Rechtsverlusten
werden die Empfangsberechtigten gem.
der §§ 976 und 980 BGB aufgefordert,
ihre Rechte bis zum 18. 6. 2009 beim
Amt für Bürgerangelegenheiten der Stadt
Münster, Klemensstr. 10, Zimmer 159,
während der Dienststunden montags bis
donnerstags von 8 Uhr bis 18 Uhr, frei-
tags und samstags von 8 bis 12 Uhr
anzumelden.

Münster, den 16. April 2009

Der Oberbürgermeister
I. A.

Meyer

Versteigerung von Fundsachen

Am Freitag, den 19. 6. 2009, werden in
der Auktionshalle auf dem Gelände der
Halle Münsterland die gem. § 976 BGB
in das Eigentum der Stadt Münster über-
gegangene Fundsachen meistbietend
öffentlich, jedoch nicht unter Taxwert,
gegen Barzahlung versteigert, und zwar

9 Uhr: Fahrräder und Mopeds

Parkmöglichkeiten befinden sich an der
Fundfahrradstation.

Die Fundfahrradstation ist am Versteige-
rungstag für den normalen Publikums-
verkehr geschlossen.

Münster, den 16. April 2009

Der Oberbürgermeister
I. A.

Meyer
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Einladung zur Jagdgenossen-
schaftsversammlung der Jagd-
genossenschaft Münster-Sprakel
Zu der am Dienstag, 28. 4. 2009 um
20 Uhr in der Gaststätte „Sandruper
Baum“ Holger Pohlkamp (ehemals
Piepenhorst), Sprakeler Str. 90, 48159
Münster-Sprakel, stattfindenden Jagdge-
nossenschaftsversammlung laden wir
hiermit ein.

Tagesordnung:

1. Begrüßung durch den Vorsitzenden

2. Vorlage des Kassenberichts und des
Haushaltsplans

3. Bericht des Kassenprüfers

4. Entlastung des Vorstands und der
Geschäftsführung

5. Beschlussfassung über die Auszah-
lung des Jagdgeldes

6. Wahl des Jagdvorsitzenden

7. Wahl eines neuen Stellvertreters

8. Wahl der Kassenprüfer

9. Verschiedenes

Um zahlreiches Erscheinen wird gebeten.

Münster, im April 2009

Der Vorstand

Tagesordnung für die Sitzung des
Rates am Mittwoch, 13. 5. 2009,
17.30 Uhr, Festsaal des Rathauses,
Prinzipalmarkt 8-9, 48143 Münster

Öffentlicher Sitzungsteil

1. Fragestunde für Einwohnerinnen
und Einwohner

1.1 Raumsituation der Aegidii-Ludgeri-
Grundschule
Herr Lemken

1.2 Raumsituation Aegidii-Ludgeri-
Grundschule
Herr Roehm

1.3 Raumsituation Aegidii-Ludgeri-
Grundschule
Frau Wasmer

2. Aktuelle Stunde

3. Eingänge und Mitteilungen

4. Anregungen gemäß § 24 der Ge-
meindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen

5. Anfragen von Ratsmitgliedern

6. Anregungen der Bezirksvertretungen

7. Anregungen des Ausländerbeirates

8. Finanzierung der Feuerwache in
Hiltrup

9. Fortschreibung des Masterplanes
Verkehrsunfallprävention 2008
und Aufstellung eines Verkehrs-
sicherheitsprogrammes Münster
2009-2013

10. Gestaltung Umfeld Kiffe-Pavillon,
Umgestaltung der Asche

11. Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Erhebung von Bei-
trägen nach § 8 KAG für Straßen-
baumaßnahmen in der Stadt
Münster

12. Offene Ganztagsschulen;
Umwandlung weiterer Schulen in
offene Ganztagsschulen zum
Schuljahr 2009/10 und Herrich-
tung weiterer Betreuungsräume
an bestehenden offenen Ganz-
tagsschulen

13. Errichtungsbeschluss: Nutzung
von Räumlichkeiten in der Astrid-
Lindgren-Schule für Angebote der
offenen Kinder- und Jugendarbeit
in Gelmer

14. Maßnahmen zur Verbesserung
der Teilhabechancen von Kindern
und Jugendlichen mit Armuts-
risiko in den Bereichen Bildung,
Gesundheit und früher Förderung

15. European Energy Award 2009 -
Energiepolitisches Arbeitspro-
gramm

16. Förderprogramm Energieeinspa-
rung und Altbausanierung in
Münster - Änderung der Richtli-
nien

17. Bauleitplanung

17.1 Stadtbezirk Münster-Mitte

17.1.1 Bebauungsplan Nr. 522: östlich
Auf der Horst / südlich Bohlweg
Geänderter Beschluss zur Auf-
stellung

17.2.1 3. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 342: Mecklenbeck - We-
seler Straße / Autobahnzubringer
(B 51 a) / Bundesbahnstrecke
Wanne-Eickel-Bremen / Herold-
straße
Beschluss zur Änderung

17.3. Stadtbezirk Münster-Hiltrup

17.3.1 Bebauungsplan Nr. 483: Hansa-
Businesspark Münster - Indus-
trie- und Gewerbegebiet (Auto-
bahn A 1 / Kappenberger Damm /
Wiedau / Liekfor / Bahnlinie Müns-
ter-Lünen / Dortmund-Ems-Kanal)
1. Beschluss über die Stellung-

nahmen
2. Satzungsbeschluss

17.4 Stadtbezirk Münster-Nord

17.4.1 31. Änderung des fortgeschriebe-
nen Flächennutzungsplanes der
Stadt Münster im Stadtbezirk
Nord im Stadtteil Kinderhaus-
West im Bereich des Hauptzen-
trums um den Idenbrockplatz
1. Beschluss über die Stellung-

nahmen
2. Abschließender Beschluss

17.4.2 Bebauungsplan Nr. 521: Kinder-
haus - westlich Gasselstiege /
nördlich Wilkinghege
Geänderter Aufstellungsbeschluss

17.4.3 Bebauungsplan Nr. 515: Kinder-
haus - Erweiterung Zentrum Kin-
derhaus (Kristiansandstraße /
Westhoffstraße / Langebusch /
Erlenkamp / Am Burloh)
1. Beschluss über Stellung-

nahmen
2. Satzungsbeschluss

18. Umbesetzungen in Ausschüssen
des Rates und sonstigen Gremien

19. Anträge von Ratsmitgliedern
nach § 3 Abs. 1 der Geschäfts-
ordnung des Rates

20. Anträge von Ratsmitgliedern
nach § 3 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung des Rates

20.1 Kindertagespflege angemessen
ausstatten
Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen/GAL
Begründung: Ratsfrau Möllers

20.2 Europäische Charta für die
Gleichstellung von Männern und
Frauen auf lokaler Ebene:
Münster ist dabei!
Antrag der CDU-Fraktion und der
FDP-Fraktion
Begründung: Ratsherr Sellenriek
Ratsfrau Möllemann-Appelhoff

20.3 Beratungs- und Koordinierungs-
stelle ‚Neues Wohnen im Alter'
einrichten
Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen/GAL
Begründung:
Ratsfrau Klein-Schmeink

20.4 Impuls für Wolbeck: Handlungs-
konzept Ortszentrum
Antrag der SPD-Fraktion
Begründung: Ratsherr Pölling

20.5 Wilhelm-Emanuel-von-Ketteler-
Berufskolleg sanieren –
Schülerentwürfe dabei einbezie-
hen
Antrag der SPD-Fraktion
Begründung: Ratsherr Dr. Jung

21. Verschiedenes



Nichtöffentlicher Sitzungsteil

1. Eingänge und Mitteilungen

2. Verschiedenes

Münster, den 6. Mai 2009

Der Oberbürgermeister
Dr. Berthold Tillmann
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